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Anhang 1: Stellenausschreibungen der Kommunen und des Freistaates Sachsen 
 

(1) Landkreis Zwickau186 

 
 

                                                
186 Landkreis Zwickau: Stellen und Karrieren. verfügbar unter: https://karriere.landkreis-zwickau.de/jobpos-
ting/6d6b4b8e6d3fae94c5b5fec632b7a43717c2aaf8 [Zugriff: 06.02.2020]. 
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Der Landkreis Zwickau ist einer der stärksten Wirtschaftsstandorte in den neuen Bundesländern. Aufgrund seiner landschaftlichen Vielfalt und
seines kulturellen Erbes ist er einer der attraktivsten Lebensräume in Sachsen. Seine breit aufgestellte Bildungslandschaft garantiert eine
durchgängige Betreuung und Ausbildung unserer Kinder und Jugendlichen.

Unsere moderne, dienstleistungsorientierte und familienfreundliche Landkreisverwaltung ist Dienstleister für rund 324.000 Bürgerinnen und
Bürger und 14.000 Unternehmen und freut sich auf Ihre Mitarbeit!

Das Landratsamt Zwickau sucht

eine/einen Sachbearbeiterin/ Sachbearbeiter Abfallrecht 

unter der Kennziffer 32/2020/DIII

im Dezernat III Ordnung, Umwelt, Verbraucherschutz 
Umweltamt / Sachgebiet Abfall, Altlasten, Bodenschutz

in Vollzeit

Stellenbewertung Entgeltgruppe EG 9b TVöD-VKA

Beschäftigungsdauer unbefristet

Beschäftigungsbeginn sofort

Ihr Aufgabengebiet:

Unsere Erwartungen:

Unser Angebot:

 

 

Bearbeitung von Maßnahmen bei rechtswidriger Abfalllagerung, -behandlung oder -ablagerung•
Vollzug und Durchsetzung von Verordnungen nach dem Kreislaufwirtschaftsgesetz, des Sächsischen Abfallwirtschafts-
/Bodenschutzgesetzes und der EU-Verordnungen

•

Bearbeitung von Ordnungswidrigkeitsverfahren, Strafanzeigen und Abbruchvorhaben•
Durchführung von allgemeinen Beratungen und Haushaltsbearbeitung•

erfolgreich abgeschlossene Hochschulausbildung (Diplomgrad mit dem Zusatz FH oder Bachelor) der Fachrichtung allgemeine
Verwaltung oder

•

eine erfolgreich abgeschlossene Verwaltungsweiterbildung (AII - Lehrgang) oder eine bereits begonnene AII-Weiterbildung bzw. die
Bereitschaft diese Weiterbildung binnen 12 Monaten zu beginnen

•

wünschenswert sind anwendungsbereite Rechtskenntnisse (z. B. Kreislaufwirtschaftsgesetz einschließlich zugehöriger
Rechtsverordnungen, Sächsisches Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz, Bundesbodenschutzgesetz,
Verwaltungsverfahrensgesetz, etc.)

•

Fachkenntnisse in der Erstellung von Bescheiden •
selbstständiges und verantwortungsbewusstes Handeln für eine sach- und termingerechte Aufgabenerfüllung•
Engagement, Belastbarkeit und Loyalität•

• Pkw-Führerschein und Bereitschaft zur dienstlichen Nutzung des privaten PKW•

Einstellung als Tarifbeschäftigte/Tarifbeschäftigter nach TVöD-VKA•
familienfreundliche flexible Arbeitszeiten (keine Kernzeiten)•
alle Vorteile der (Sozial-)Leistungen des öffentlichen Dienstes, z. B. eine jährliche Sonderzahlung, vergünstigte Versicherungstarife,
die Zahlung von vermögenswirksamen Leistungen, Urlaubsanspruch in Höhe von 30 Tagen pro Kalenderjahr und eine zusätzliche
betriebliche Altersversorgung bei Anstellung nach TVöD

•

attraktive Fort- und Weiterbildungsmöglichkeiten•
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(2) Landesdirektion Sachsen187 

 
 
 

                                                
187 Sächsische Staatskanzlei (Hrsg.): Karriereportal. verfügbar unter: https://www.karriere.sachsen.de/kar-
riere/stellenanzeige.jsp?q=&internalJobAdvertisement=&managerialResponsibility=false&searchRa-
dius=25&locationId=0&sortOrder=LATEST_RELEASE&page=1&id=6535 [Zugriff: 06.02.2020]. 
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(3) Staatsbetrieb für Mess- und Eichwesen188 

 
 
 
 
                                                
188 Sächsische Staatskanzlei (Hrsg.): Karriereportal. verfügbar unter: https://www.karriere.sachsen.de/kar-
riere/stellenanzeige.jsp?q=&internalJobAdvertisement=&managerialResponsibility=false&searchRa-
dius=25&locationId=0&sortOrder=LATEST_RELEASE&page=3&id=6515 [Zugriff: 06.02.2020]. 
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(4) Landeshauptstadt Dresden189  

 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
189 Landeshauptstadt Dresden: Stellenangebote. verfügbar unter: https://bewerberportal.dres-
den.de/BWVOnlinePortal/ausschreibungdetails?mdId=2&ausId=6850 [Zugriff: 06.02.2020]. 
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(5) Gemeinde Gelenau190  

 
 
 
 
 
 
                                                
190 hokify, verfügbar unter: https://hokify.de/job/10479810?utm_cam-
paign=google_jobs_apply&utm_source=google_jobs_apply&utm_medium=organic [Zugriff: 06.02.2020]. 
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(6) Landkreis Erzgebirgskreis191  

 
 
                                                
191 Wirtschaftsförderung Erzgebirge GmbH: Fachkräfteportal Erzgebirge. verfügbar unter: 
https://www.fachkraefte-erzgebirge.de/landratsamt-erzgebirgskreis/sachbearbeiter-wasserrecht-mwd-
09b933dc40 [Zugriff: 06.02.2020]. 
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(7) Große Kreisstadt Döbeln192 

 

 
 
 
 
                                                
192 Stadt Döbeln: Stellenausschreibungen. verfügbar unter: https://www.doebeln.de/index.php/stellenaus-
schreibung#V1 [Zugriff: 06.02.2020]. 
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Anhang 2: Sammlung früherer Fassungen landesrechtlicher Regelungen 
 
(1) Landesgleichstellungsgesetz Bremen in der Fassung des Gesetzes vom 
20.11.1990 (Brem.GBl. S. 433) 
 
 § 4 Abs. 2: 
„Bei der Übertragung einer Tätigkeit in einer höheren Lohn-, Vergütungs- und Besol-
dungsgruppe sind Frauen bei gleicher Qualifikation wie ihre männlichen Mitbewerber 
vorrangig zu berücksichtigen, wenn sie unterrepräsentiert sind. Das gilt auch bei der 
Übertragung eines anderen Dienstpostens und bei Beförderung.“ 
 

(2) Beamtengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekannt-
machung vom 1. Mai 1981 (GV.NRW. S. 234), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
siebten Gesetzes zur Änderung dienstrechtlicher Vorschriften vom 7. Februar 1995 
(GV.NRW. S. 102) 
 
§ 25 Abs. 5: 
„Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 7 Abs. 1 vorzunehmen. Soweit im 
Bereich der für die Beförderung zuständigen Behörde im jeweiligen Beförderungsamt 
der Laufbahn weniger Frauen als Männer sind, sind Frauen bei gleicher Eignung, 
Befähigung und fachlicher Leistung bevorzugt zu befördern, sofern nicht in der Person 
eines Mitbewerbers liegende Gründe überwiegen; ist die Landesregierung die für die 
Beförderung zuständige Behörde, so ist maßgebend der Geschäftsbereich der obers-
ten Landesbehörde, die den Beförderungsvorschlag macht.“ 

 

(3) Beamtengesetz für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung des Artikel 1 
des Gesetzes vom 14. Juni 2016 (GV. NRW. S. 310) 
 
§ 19 Abs. 6: 
„Beförderungen sind nach den Grundsätzen des § 9 des Beamtenstatusgesetzes vor-
zunehmen. Frauen sind bei im Wesentlichen gleicher Eignung, Befähigung und fachli-
cher Leistung bevorzugt zu befördern, sofern nicht in der Person eines Mitbewerbers 
liegende Gründe überwiegen. Von einer im Wesentlichen gleichen Eignung, Befähi-
gung und fachlichen Leistung im Sinne von Satz 2 ist in der Regel auszugehen, wenn 
die jeweils aktuelle dienstliche Beurteilung der Bewerberin und des Mitbewerbers ein 
gleichwertiges Gesamturteil aufweist. Satz 2 und 3 finden Anwendung, solange im Be-
reich der für die Beförderung zuständigen Behörde innerhalb einer Laufbahn der Frau-
enanteil in dem jeweiligen Beförderungsamt entweder den Frauenanteil im Einstieg-
samt oder den Frauenanteil in einem der unter dem zu besetzenden Beförderungsamt 
liegenden Beförderungsämter unterschreitet und der Frauenanteil in dem jeweiligen 
Beförderungsamt 50 Prozent noch nicht erreicht hat. Ist mit der Beförderung die 
Vergabe eines Dienstpostens mit Vorgesetzten- oder Leitungsfunktion verbunden, gilt 
Satz 4 bezogen auf die angestrebte Funktion. Abweichend von Satz 4 ist maßgeblich 
der Geschäftsbereich der obersten Landesbehörde, die den Beförderungsvorschlag 
macht, wenn die Landesregierung die für die Beförderung zuständige Behörde ist. Wei-
tere Abweichungen von dem gemäß Satz 4 maßgeblichen Bezugsbereich oder in Be-
zug auf die Vergleichsgruppenbildung regelt die oberste Dienstbehörde durch Rechts-
verordnung.“ 
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(4) Bundesgleichstellungsgesetz in der Fassung des Artikel 1 des Gesetzes vom 
30.11.2001 (BGBl. S. 3234) 
 
§ 10 Abs. 2:  
„Die Dienststelle muss Beschäftigten mit Familienpflichten die Teilnahme in geeigneter 
Weise ermöglichen. Soweit erforderlich, sind zusätzliche Veranstaltungen anzubieten, 
die den räumlichen und zeitlichen Bedürfnissen von Beschäftigten mit Familienpflichten 
entsprechen. Möglichkeiten der Kinderbetreuung sollen im Bedarfsfall angeboten wer-
den.“  
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Anhang 3: Leitfaden zum Experteninterview 
  
I: Angaben zur Person 

1) Bitte beschreiben Sie kurz Ihren beruflichen Werdegang.  
 

II: Arbeit der Frauenbeauftragten 
2) Was verstehen Sie unter Frauenförderung? 
3) Bitte beschreiben Sie Ihren (früheren) Berufsalltag als Frauenbeauftragte.  
4) Wie fassen Sie Ihre Rechtsposition als Frauenbeauftragte in Bezug auf das Be-

anstandungsrecht und die Durchsetzbarkeit Ihrer Befugnisse auf?  
5) Halten Sie Ihre Befugnisse für ausreichend, um für die tatsächliche Umsetzung 

des SächsFFG sorgen zu können?   
 

III: Das aktuelle Sächsische Frauenförderungsgesetz 
6) Ist die aktuelle Version des SächsFFG für Sie zeitgemäß? Falls nicht, was 

müsste man ändern bzw. reformieren?  
7) Das Gesetz lässt viel Freiheit in Bezug auf die Umsetzung der Förderung. Se-

hen Sie dies als Vorteil oder eher als Nachteil?  
8) Sind die im Gesetz aufgeführten Maßnahmen für Sie umsetzbar/ praktikabel?  
9) Sollten persönliche Ansprüche für Beschäftigte in das SächsFFG mit aufgenom-

men werden?   
10) Ist ein stärkerer Einbezug aller drei Geschlechter in das Gesetz notwendig? O-

der sollen weibliche Beschäftigte weiterhin Hauptadressatinnen der Normen 
bleiben? 
 

 
  


